
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 14 AS 51/14 BH 
 
L 7 AS 574/12 (Hessisches LSG) 
S 16 AS 1187/08 (SG Frankfurt am Main) 
 
 
 
…………………………, 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Kommunales Center für Arbeit, Jobcenter, 
Anstalt des öffentlichen Rechts des Main-Kinzig-Kreises, 
Gutenbergstraße 2, 63571 Gelnhausen, 
 
 Beklagter. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. Februar 2015 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r     

und die Richterin   H a n n a p p e l     

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde vor  

dem Bundessozialgericht gegen das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 

19. September 2014 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt S.       , F.  

               , beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

 

G r ü n d e : 

 

Dem Kläger kann - ungeachtet der persönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen - Pro-

zesskostenhilfe (PKH) nicht bewilligt werden, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine 

hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm 

§ 114 Zivilprozessordnung <ZPO>). Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbe-

vollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, die angestrebte Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision in dem eingangs bezeichneten Urteil erfolgreich zu begründen. Da 

kein Anspruch auf Bewilligung von PKH besteht, ist auch der Antrag auf Beiordnung eines 

Rechtsanwalts abzulehnen (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 ZPO). 

 

Nach § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat, das Urteil des Landessozialgerichts (LSG) von einer Entscheidung des Bundes-

sozialgerichts (BSG), des Gemeinsamen Senats der Obersten Gerichtshöfe des Bundes 

(GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abwei-

chung beruht oder wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefoch-

tene Entscheidung beruhen kann. Ein solcher Zulassungsgrund ist bei der im PKH-Verfahren 

vorzunehmenden summarischen Prüfung des Streitstoffs aufgrund des Inhalts der beigezoge-

nen Verfahrensakte nicht ersichtlich. Der Kläger selbst hat seinen PKH-Antrag nicht begründet. 

 

Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) ist nicht gegeben. Sie 

ist nur dann anzunehmen, wenn eine Rechtsfrage aufgeworfen wird, die über den Einzelfall hin-

aus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das 

Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Dass sich solche Fragen grundsätzlicher Art hier in Be-

zug auf die Frage, ob nicht angefochtene Bescheide Gegenstand des Klageverfahrens werden 

können (vgl § 96 SGG), stellen könnten, ist nicht erkennbar. 

 

Es ist auch nicht ersichtlich, dass die Entscheidung des LSG von einer Entscheidung des BSG, 

des GmSOGB oder des BVerfG abweicht, weshalb eine Divergenzrüge ebenfalls keine Aussicht 

auf Erfolg verspricht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG). 

 

Schließlich ist kein Verfahrensmangel (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) erkennbar, auf dem die ange-

fochtene Entscheidung des LSG beruhen kann und der in verfahrensmäßig zulässiger Weise 

geltend gemacht werden könnte. 
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